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Hintergrund und Zielsetzung
Der Änderungsantrag 14/2019 an XPersonenstand hat das Ziel, die vollständige Digitalisierung der Geburtsanzeige und eine Datenübermittlung von den Standesämtern an die Familienkassen zur Beantragung von Kindergeld bundesweit zu erreichen.
Der Änderungsbeirat hat festgestellt, dass keine vorhabenspezifische Lösung für die Anzeige in XPersonenstand erarbeitet werden soll. Er hat daher das Expertengremium XPersonenstand gebeten: 
· eine Einschätzung zu der bundesweiten Einsetzbarkeit des von den Projekten „Kinderleicht zum Kindergeld (KzK)“ und „Einfache Leistungen für Eltern (ELfE)“ vorgestellten Konzepts abzugeben. Dabei sollten insbesondere auch die folgenden Fragen bearbeitet werden: 
· Ist es für die Beurkundung im Standesamt ausreichend, dem Standesamt das Ergebnis der Authentifizierung im Portal mitzuteilen? 
· Muss die Namensgebung (Vor- und Geburtsname) durch die Sorgeberechtigten dem Standesamt in signierter Form übermittelt werden? 

Das Konzept sieht vor, als optionale Alternative zum etablierten, papierbasierten Prozess und den in XPersonenstand vorgesehenen elektronischen Voranzeigen einen vollständig elektronischen, medienbruchfreien Prozess für die Geburtsanzeige zu etablieren. 
[image: Prozess_KzK]
Nach der Geburt eines Kindes werden zwei elektronische Nachrichten an das Standesamt versendet. Eine, mit denen zur Anzeige nach § 20 PStG verpflichtete Einrichtungen dem Standesamt die Geburt anzeigen können (Nachricht 1) und eine zweite, mit der die Eltern die benötigten Angaben, die die Einrichtung nicht machen kann (vgl. § 20 Satz 3 PStG), dem Standesamt übermitteln können (Nachricht 2). Die Nachricht 2 ist ausdrücklich nicht vorgesehen, um damit eine Geburtsanzeige nach § 19 PStG abzubilden.
Beide Nachrichten zusammen enthalten alle für die Erstbeurkundung der Geburt notwendigen Angaben.
Im Anschluss an die Erstbeurkundung übermittelt das Standesamt die beurkundeten Daten der Geburt an die Familienkasse. Zusammen mit den separat übermittelten Daten zum Kindergeldantrag (Nachricht 4, außerhalb von XPersonenstand) wird die Familienkasse in die Lage versetzt, einen gestellten Kindergeldantrag zu bescheiden.

[bookmark: _Ref19180247]Einschätzung zur bundesweiten Einsetzbarkeit
In seinen Sitzungen am 5./6. und 18./19. September hat sich das EG XPersonenstand unter Beteiligung von Vertretern der Projekte KzK und ELfE mit dem Sachverhalt befasst. Um zu einer Einschätzung der bundesweiten Einsetzbarkeit zu kommen, wurde der vorgestellte Prozess unter rechtlichen (siehe 2.1) und organisatorischen (siehe Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.) Gesichtspunkten beleuchtet. Weitere Aspekte, die sich auf die bundesweite Einsetzbarkeit auswirken, wurden ebenfalls betrachtet (siehe Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. - 2.5).
[bookmark: _Ref19194540][bookmark: _Ref516081533]Rechtliche Einschätzung
[bookmark: _Ref19544404]Zu Nachricht 1: „Anzeige der Einrichtung“
Die geplante Nachricht 1 setzt die Geburtsanzeige einer Einrichtung in digitaler Form um. Als solche muss sie die Schriftform ersetzen, die gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 2 PStG für die Anzeige einer Einrichtung vorgesehen ist.
Die Schriftform kann u. a. ersetzt werden 
1. nach § 3a Abs. 2 Satz 2 VwVfG durch Anbringen einer qualifizierten elektronischen Signatur (QES) oder
2. nach § 3a Abs. 2 Satz 4 Nr. 1 VwVfG durch Abgabe der Erklärung in einem elektronischen Formular und sicheren Identitätsnachweis (eID).
Grundsätzlich sieht das EG in beiden Fällen kein Hindernis für die bundesweite Einsetzbarkeit, auch wenn im bisherigen Konzept nur die QES vorgesehen wird.
Die Verwendung eines elektronischen Siegels wurde durch das EG als nicht zulässig betrachtet, da die Beziehbarkeit auf eine natürliche Person gewährleistet werden muss (vgl. Kapitel 5 Abschnitt 1 Nr. 20.2 PStG-VwV). 
[bookmark: _Zu_Nachricht_2:]Zu Nachricht 2: „Datenlieferung der Eltern“
Die Nachricht 2 ersetzt nicht die mündliche Anzeige der Eltern nach § 19 Abs. 1 Nr. 1. Sie bildet vielmehr die Auskunftspflicht der Eltern ab zu Angaben, die die Einrichtung nicht machen kann (vgl. § 20 Satz 3 PStG).
Insofern besteht nach Meinung des EG für diese Auskunftspflicht kein Formerfordernis nach PStG und es bestehen keine Bedenken gegen eine elektronische Übermittlung. 
Da es sich bei den Angaben in der Hauptsache um die Willenserklärungen zur Namensführung handelt, präferiert das EG hier die Abgabe der Erklärung in einem elektronischen Formular mit sicherem Identitätsnachweis (eID)[footnoteRef:1]. Die Verwendung der QES wird hier aufgrund der geringen Verbreitung als unrealistisch eingeschätzt. [1:  Vgl. Ausführungen zu Nachricht 1] 

Zu Nachricht 3: „Datenübermittlung an die Familienkasse“
Für die Datenübermittlung von den Standesämtern an die Familienkassen existiert zzt. keine rechtliche Grundlage. Eine Datenübermittlung kann somit nur mit Zustimmung der Eltern erfolgen. Für die Zustimmung gelten die gleichen Anforderungen wie für die Abgabe der Willenserklärung im vorangegangenen Abschnitt besprochen.
Allerdings ergibt sich aus der Zustimmung der Eltern zur Datenübermittlung noch keine Pflicht des Standesamts, die Datenübermittlung tatsächlich vorzunehmen. Somit besteht die Gefahr, dass aus der Sicht der Familienkassen ein Flickenteppich entsteht, je nachdem ob einzelne Standesämter die Datenübermittlung durchführen oder nicht.
Für den Pilotbetrieb kann durch Abstimmung mit den teilnehmenden Standesämtern die Übermittlung sichergestellt werden. Für den bundesweiten Einsatz muss nach Einschätzung des EG eine rechtliche Grundlage geschaffen werden. Bei dieser Gelegenheit sollte auch geprüft werden, ob die Nachricht vom Standesamt zielführend ist oder ob eine Mitteilungspflicht der Meldebehörde sinnvoller wäre. 
Organisatorische Anpassungen
Der vorgeschlagene Prozess soll einen, von vielen Standesämtern mit den Einrichtungen in ihrem Bezirk gut optimierten, konventionellen Prozess ersetzen. I. d. R. werden dann die Angaben der Eltern von den Einrichtungen erhoben und mit den beigebrachten Urkunden und der Anzeige der Einrichtung an das Standesamt gesendet. 
Im vorgeschlagenen Prozess würden das Standesamt zwei Nachrichten zeitversetzt erreichen, was eine Umstellung der Prozessabläufe im Standesamt und umfangreiche Änderungen am Fachverfahren erfordert. Voraussetzung für eine bundesweite Einsetzbarkeit ist daher, dass der vorgeschlagene Prozess von allen Beteiligten (Einrichtung, Standesamt und Eltern) akzeptiert wird. 
Ob die Vorteile der elektronischen Übermittlung überwiegen und das vorgeschlagene Verfahren von allen Beteiligten akzeptiert wird, soll im Pilotbetrieb evaluiert werden.
[bookmark: _Ref20239739]Voraussetzungen für einen vollständig digitalen Prozess
Das EG hat betrachtet, unter welchen Voraussetzungen das vorgeschlagene Verfahren zu einer medienbruchfreien Abwicklung führen kann, in der keine weiteren Papiernachweise an das Standesamt geschickt werden müssen. Folgende Voraussetzungen wurden identifiziert:
1. Die Geburt findet in einer Einrichtung statt, die die Geburt elektronisch anzeigt,
2. die Eltern geben mindestens folgende Willenserklärungen im elektronischen Verfahren ab
a. Erteilung des Vornamens und ggf. Bestimmung des Geburtsnamens des Kindes
b. Ggf. Wunsch auf Eintragung ihrer Religionszugehörigkeit
c. Zustimmung zur Datenübermittlung an die Familienkasse (solange keine rechtliche Grundlage für die Datenübermittlung besteht),
3. die Eltern sind miteinander verheiratet und deutsch (andernfalls könnte eine Belehrung über eine mögliche Wahl des Namensrechts notwendig sein, die nicht vom Portal geleistet werden kann),
4. die benötigten Urkunden/Registereinträge liegen im Standesamt vor:
· Eheurkunde der Eltern (da der Hinweis auf eine Ehe im Geburtenregister nicht angibt, ob die Ehe noch besteht, muss die Zielgruppe der Pilotierung auf Eltern eingeschränkt werden, deren Eheeintrag in dem Standesamt vorliegt)
· Geburtsurkunden vorangegangener Geburten, falls die Eltern keinen Ehenamen bestimmt haben.
Hamburg schätzt, dass damit 25% aller Fälle abgedeckt werden können. Die Schätzungen der übrigen anwesenden Standesbeamtinnen lagen deutlich darunter.
Ob unter den o. g. Voraussetzungen eine ausreichend große Fallzahl medienbruchfrei bearbeitet werden kann, um die Aufwände eines bundesweiten Einsatzes zu rechtfertigen, soll im Pilotbetrieb evaluiert werden. Durch weitere Maßnahmen (z. B. die Möglichkeit der Anforderung von Urkundsdaten aus anderen Standesämtern) ließe sich die Zielgruppe außerdem substantiell erweitern.
[bookmark: _Ref20214067]Übermittlung von Willenserklärungen und Schriftform
Die Nachricht 1 soll eine geforderte Schriftform ersetzen, die Nachricht 2 enthält Willenserklärungen der Eltern, so dass für beide Nachrichten geeignete Authentifizierungen notwendig sind. Das EG hält die beiden in Abschnitt 2.1 betrachteten Varianten „Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur (QES)“ und „Authentifizierung mittels eID“ für geeignet. 
Es ist davon auszugehen, dass das Standesamt mit XPersonenstand-Nachrichten mit elektronischen Signaturen wird umgehen müssen. Im ersten Fall wäre dies die persönliche QES eines Mitarbeiters der anzeigenden Einrichtung. Im zweiten Fall kann das Eingabeverfahren die Informationen zur erfolgten Authentifizierung eines Mitarbeiters der Einrichtung bzw. der Eltern mittels eID der XPersonenstand-Nachricht anfügen und digital signieren (vgl. Abschnitt 2.5).
Die signierten Dokumente wären als Beurkundungsgrundlage in die Sammelakte aufzunehmen. Im Fall einer elektronischen Sammelakte kann dies direkt erfolgen. Im Fall einer konventionellen Sammelakte müsste die elektronische Signatur durch den Standesbeamten geprüft werden, ein Ausdruck der Nachrichten angefertigt, mit einem Beglaubigungsvermerk versehen und dann zur Sammelakte genommen werden. Das EG sieht hierin kein Hindernis für einen bundesweiten Einsatz.
Falls sich Mitarbeiter der Einrichtung zur Erstellung der Nachricht 1 mit ihrem nPA authentisieren müssen, ist nach Erfahrungen Hamburgs mit Widerstand bei den Personalräten zu rechnen. Die zusätzlichen Aufwände für die QES würden in Hamburg durch die Einrichtungen getragen. Das EG zweifelt daran, dass diese Verfahrensweise bundesweit auf alle Einrichtungen übertragbar ist. 
Im Rahmen einer Pilotierung wäre zu klären, ob eine der Varianten zu bevorzugen ist, oder ob beide Varianten angeboten werden sollten.
Für die Nachricht 2 scheint nur die Authentifizierung mittels eID sinnvoll, da die QES kaum verbreitet sind.
[bookmark: _Ref20237778]Archivierung von Willenserklärungen und Schriftform
Für die Nachrichten 1 und 2 stellt sich die Herausforderung, sie gerichtsfest als Beurkundungsgrundlage dauerhaft beweiswerterhaltend zu speichern. Für die QES existieren etablierte Verfahren, bei Nutzung der eID sieht die technische Richtlinie TR-03107-2 des BSI zwei Varianten vor, durch die die Beweiswerterhaltung dauerhaft gesichert werden kann:
1. Organisatorische Variante
Für alle beteiligten Verfahren (Eingabeverfahren, Transportverfahren, Fachverfahren und Registerverfahren) muss die ordnungsgemäße Funktion vom Zeitpunkt der Übermittlung bis zum Zeitpunkt der Überprüfung nachgewiesen werden.
2. Kryptografische Variante
Die ordnungsgemäße Funktion muss nur für das Eingabeverfahren und nur zum Zeitpunkt der Signaturerstellung nachgewiesen werden, da das Eingabeverfahren den Inhalt der Willenserklärung kryptografisch sichert.
Das Risiko einer nachträglichen Anfechtung der Namensführung des Kindes ist nach Einschätzung des EGs gering und die Rechtsfolgen sind beschränkt. Deshalb scheint es für den Pilotbetrieb gangbar, auf die organisatorische Variante zu setzen und im Anfechtungsfall die entsprechenden Dokumentationen dem Gericht zur freien Beweiswürdigung zu übergeben.
Für den bundesweiten Einsatz sieht das EG die kryptografische Absicherung als einzig gangbare Alternative. Würde man langfristig auf die organisatorische Variante setzen wollen, müsste das einwandfreie Funktionieren der Kette aus Eingabeverfahren, Transportverfahren, Fachverfahren und Registerverfahren über die gesamte Speicherungsfrist (bis zu 110 Jahre) dokumentiert werden. Dies wird als unrealistisch bewertet und würde in jedem Fall zu hohen Kosten bei allen beteiligten Verfahrensherstellern führen, bis hin zu einer notwendigen BSI-Zertifizierung aller beteiligten Verfahren.

Abschließende Bewertung
Aufgrund der in Abschnitt 2 dokumentierten Diskussionen kommt das EG XPersonenstand zu dem Schluss, dass das vorgeschlagene Verfahren grundsätzlich bundesweit einsetzbar ist.
Es bestehen keine rechtlichen Bedenken gegen die vorgeschlagenen Nachrichten 1 – 3.
Die Verwendung einer Authentifizierung mit eID oder einer QES für die Übermittlung einer Willenserklärung der Eltern (im Kontext der Nachricht 2) bzw. für den Schriftformersatz der Anzeige durch die Einrichtung (im Kontext der Nachricht 1) ist für den bundesweiten Einsatz geeignet.
Für die Nachricht 3 sieht das EG die Datenübermittlung aufgrund der Zustimmung der Eltern nur für den Pilotbetrieb als gangbaren Weg. Für den bundesweiten Einsatz sieht das EG die Notwendigkeit einer rechtlichen Übermittlungspflicht. Außerdem müssen die Familienkassen technisch auf den Empfang von XPersonenstand-Nachrichten über OSCI-Transport vorbereitet werden.
Im Rahmen der Pilotierung ist insbesondere zu klären, ob die erreichbare Zielgruppe ausreichend groß ist und die Akzeptanz des Prozesses bei allen Beteiligten sichergestellt werden kann, um den bundesweiten Einsatz des Verfahrens zu rechtfertigen. Außerdem ist zu evaluieren, welches Authentifizierungsverfahren für Einrichtungen angeboten werden sollte.
Die Möglichkeit der Anforderung von Urkundsdaten aus anderen Standesämtern würde die Zielgruppe signifikant erhöhen und wäre für einen bundesweiten Einsatz wünschenswert.
Um etablierte Prozesse nicht zu beeinträchtigen plädiert das EG dafür, die Modellierung der benötigten Nachrichten 1 und 2 zunächst an der Zielgruppe des Pilotbetriebs auszurichten.
Bezüglich der Fragen des Änderungsbeirats ist festzuhalten:
· Ist es für die Beurkundung im Standesamt ausreichend, dem Standesamt das Ergebnis der Authentifizierung im Portal mitzuteilen?
Ja, allerdings ist gemäß § 3a Abs. 2 Nr. 1 VwVfG in Verbindung mit TR-03107-2 des BSI neben der Übermittlung des Ergebnisses der Authentifizierung durch organisatorische oder kryptografische Maßnahmen sicherzustellen, dass das Ergebnis der Authentifizierung beweiswerterhaltend gespeichert werden kann. 
Das EG hält für den bundesweiten Einsatz eine kryptografische Sicherung für unerlässlich (vgl. Ausführungen zu Nachricht 2 in Abschnitt 2.1).
· Muss die Namensgebung (Vor- und Geburtsname) durch die Sorgeberechtigten dem Standesamt in signierter Form übermittelt werden? 
Aus Sicht des EG handelt es sich bei der Namensgebung um Angaben, zu denen die Eltern verpflichtet sind, da sie der Anzeigende nicht machen kann, gemäß § 20 Satz 3 PStG. Für diese Auskunftspflicht ist keine Form vorgeschrieben.
[bookmark: _GoBack]In der gegebenen Zielgruppe (siehe 2.3) handelt es sich nur um die Willenserklärungen für die Vornamenswahl und Geburtsnamensbestimmung bei Eltern, die keinen Ehenamen bestimmt haben. Hierfür erachtet das EG die Authentifizierung mittels eID im Eingabeverfahren gemäß § 3a Abs. 2 Nr. 1 VwVfG für ausreichend (vgl. Ausführungen zu Nachricht 2 in Abschnitt 2.1 und zur Übermittlung von Willenserklärungen und Schriftform in Abschnitt 2.4).
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